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Widerspruchsrecht
Gegen Datenübermittlung in bestimmten Fällen nach den Vorschriften des Thüringer Meldegesetzes (ThürMeldeG) vom 26. Oktober 2006 (GVBl. S. 525), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 2008 (GVBl. S. 561)












Grundlagen des Widerspruchsrechtes gegen Datenübermittlungen in bestimmten Fällen nach den Vorschriften des Thüringer Meldegesetzes 

Thüringer Gesetz über das Meldewesen

vom 26. Oktober 2006 (GVBl. S. 525), letzte Änderung, geändert durch Gesetz vom 18. September 2008 (GVBl. S. 313)

§ 29 Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften

(1)
Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 28 Abs. 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben folgende Daten ihrer Mitglieder übermitteln: 

1. Familiennamen, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 

7. Geschlecht, 

8. Staatsangehörigkeiten, 

9. gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland, 

10. Tag des Ein- und Auszugs, 

11. Familienstand, beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern den Tag der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft, 

12. Anzahl der minderjährigen Kinder, 

13. Übermittlungssperren, 

14. Sterbetag und -ort.

(2)
Von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde folgende Daten übermitteln: 

1. Familiennamen, 

2. Vornamen, 

3. Tag der Geburt, 

4. Geschlecht, 

5. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 

6. Übermittlungssperren, 

7. Sterbetag.

 Familienangehörige im Sinne des Satzes 1 sind der Ehegatte, minderjährige Kinder und die Eltern minderjähriger Kinder.  Der Betroffene kann verlangen, dass seine Daten nicht übermittelt werden; er ist hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 sowie mindestens einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen.  Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden. 

(3)
Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen worden sind. Das für das Meldewesen zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem für Religionsgesellschaften zuständigen Ministerium auf Antrag der betroffenen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften feststellen, ob der Datenempfänger die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt.
§ 31 Melderegisterauskunft

(1) 
Personen, die nicht Betroffene sind, und anderen als den in § 28 Abs. 1 bezeichneten Stellen darf die Meldebehörde nur Auskunft über 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Doktorgrad und 

3. Anschriften

einzelner bestimmter Einwohner erteilen (einfache Melderegisterauskunft). Dies gilt auch, wenn jemand Auskunft über Daten einer Vielzahl namentlich bezeichneter Einwohner begehrt. 

(2)
Melderegisterauskünfte nach Absatz 1 können auf automatisiert verarbeitbaren Datenträgern oder durch Datenübertragung durch die Meldebehörde erteilt werden, wenn 

1. der Antrag in der amtlich vorgeschriebenen Form gestellt worden ist, 

2. der Antragsteller den Betroffenen mit Vor- und Familiennamen, der Angabe der Gemeinde eines Wohnorts sowie mindestens zwei weiteren der aufgrund des § 3 Abs. 1 mit Ausnahme der Nummern 7 und 9 gespeicherten Daten bezeichnet hat und 

3. die Identität des Betroffenen durch einen automatisierten Abgleich der im Antrag angegebenen mit den im Melderegister gespeicherten Daten des Betroffenen eindeutig festgestellt worden ist.

Die der Meldebehörde überlassenen Datenträger oder übermittelten Daten sind nach Erledigung des Antrags unverzüglich zurückzugeben, zu löschen oder zu vernichten.

(3)
Einfache Melderegisterauskünfte können unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 1 durch Datenübertragung mittels automatisierten Abrufs über das Internet durch das Landesrechenzentrum aus den Spiegelregistern (§ 34 Abs. 2) und durch die Meldebehörde aus ihrem Melderegister erteilt werden. Die Eröffnung des Zugangs ist durch das Landesrechenzentrum öffentlich bekannt zu machen; entsprechendes gilt für die Meldebehörde. Ein automatisierter Abruf über das Internet ist nicht zulässig, wenn der Betroffene gegenüber der für ihn zuständigen Meldebehörde dieser Form der Auskunftserteilung widersprochen hat. Die Meldebehörde weist spätestens einen Monat vor der Eröffnung des Zugangs zur automatisierten Erteilung von Melderegisterauskünften sowie einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung auf das Widerspruchsrecht hin. Das Landesrechenzentrum hat spätestens einen Monat vor der Freischaltung der Spiegelregister für die einfache Melderegisterauskunft sowie einmal jährlich im Thüringer Staatsanzeiger auf das Widerspruchsrecht bei der Meldebehörde des Wohnorts nach Satz 3 hinzuweisen. Die Datensicherheit ist zu gewährleisten. Die Meldebehörde und das Landesrechenzentrum dürfen die ihnen übermittelten Daten nur so lange speichern, wie es für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 32 Melderegisterauskunft in besonderen Fällen

(1)
Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit allgemeinen Wahlen und Abstimmungen in den sechs der Wahl vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in § 31 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das Lebensalter der Betroffenen bestimmend ist. Die Geburtstage der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Auskünfte dürfen nur für Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Der Empfänger hat die Daten spätestens einen Monat nach der Wahl zu löschen.

(2)
Die Meldebehörde darf Mitgliedern von parlamentarischen und kommunalen Vertretungskörperschaften sowie Presse, Rundfunk und anderen Medien auf deren Ersuchen eine Melderegisterauskunft zur Ehrung von Alters- und Ehejubilaren erteilen. Altersjubilare sind Einwohner, die den 65. oder einen späteren Geburtstag begehen; Ehejubilare sind Einwohner, die die goldene Hochzeit oder ein späteres Ehejubiläum begehen.  Wird die Auskunft erteilt, so darf sie nur die in § 31 Abs. 1 Satz 1 genannten Daten des oder der Betroffenen sowie Tag und Art des Jubiläums umfassen.

(3)
Adressbuchverlagen darf Auskunft über 

1. Vor- und Familiennamen, 

2. Doktorgrad und 

3. Anschriften der alleinigen, beziehungsweise der Hauptwohnung (jedoch nicht die Anschriften nach § 23 Abs. 2, § 24 Abs. 1 und § 26 Abs. 1)

sämtlicher Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, erteilt werden. Die Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern in Form von gedruckten Nachschlagewerken verwendet werden. 

(4)
Der Betroffene hat das Recht, der Weitergabe seiner Daten nach den Absätzen 1 bis 3 zu widersprechen. Hierauf ist er bei der Anmeldung und 

1. im Fall des Absatzes 1 mindestens acht Monate vor allgemeinen Wahlen und Abstimmungen, 

2. im Fall des Absatzes 2 mindestens einmal jährlich sowie 

3. im Fall des Absatzes 3 spätestens drei Monate vor der Melderegisterauskunft

durch öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. Der Widerspruch gegen die Weitergabe der Daten nach Absatz 3 kann sich auch lediglich auf die Veröffentlichung der Daten in bestimmten Teilen des Adressbuches beziehen. 

Familienname, Vorname, Geburtsdatum,


Anschrift (aller Personen)









































Ich habe gemäß den Vorschriften des Meldegesetzes für das Land Thüringen (ThürMeldeG), Widerspruch gegen die Datenübermittlung in bestimmten Fällen. Der Widerspruch soll gelten für:





[  ]   öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften über Familienangehörige, die nicht derselben oder keiner


       öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, dies gilt nicht für die Mitteilung, dass der 


       Ehegatte einer anderen oder keiner Religionsgesellschaft angehört. (§ 29 Abs. 2 Satz 3 ThürMeldeG)





[  ]   Datenübertragung mittels automatisierten Abrufs über das Internet (§ 31 Abs. 3 Satz 3 ThürMeldeG)





[  ]   Presse und Rundfunk sowie parlamentarische und kommunale Vertretungskörperschaften über 


       Alters- und Ehejubiläen. (§ 32 Abs. 4 in Verbindung mit § 32 Abs. 2 ThürMeldeG)





[  ]   Adressbuchverlage zum Zwecke der Veröffentlichung im Adressbuch – gilt nur für Personen über


       18 Jahre – (§ 32 Abs. 4 in Verbindung mit § 32 Abs. 3 ThürMeldeG)





[  ]   Parteien und Wählergruppen – gilt nur für volljährige Bürger – (§ 32 Abs. 4 in Vermindung mit § 32


       Abs. 1 ThürMeldeG)





Ich bin darüber informiert worden, dass nur rechtzeitig vor dem o. g.  Ereignis eingelegte Widersprüche gegen die Auskunftserteilung nach § 31 Abs. 3 Satz 3 und § 32 Abs. 4 ThürMeldeG die Auskunftserteilung verhindern.














Bodenrode, den  			            


           						Unterschrift





VFG. (nur in der Behörde auszufüllen)


ADV- Speicherung			/erl.


Mitteilung an den Antragsteller	/erl.


WV./zum Vorgang			/erl.
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